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41/J Anfrage 

'" , der Abg. Dr. Ton 0 i 0, Dr. Hof EI n ed e r und Genossen 

an den 13und.eaminister für Inneres, , 
betreffend die Aufhebung der Vetordllung\1b er· die Auskunftspf1ioht • 

...... -
Vie VerotdnungUber liie Ausku:ntt$pflioht vom 1;. Juli. 1923. DRGBl,I 

s. 72l, w~rd.e duroh die Verordnung vom 19. März 1938, J)RGB1.I ·S. 263, in 

Öster~eich eingefUhrt und gilt mit Binschränkungen auct gegenwärtig noch. 

Naoh dieser Verordnung sind die Reichar~gierung (Bundesregierung), die 

oberste.n Landesbehörden (Landesregierungen) und die von diesen Behtsren 

bestimmten $tellel'l ermäChtigt, j eder~ei t -Auskunft über wirtschaftliche 

Verhältnisse, insbesond'ere über Preise und Vorräte sowie über Leistungen I 

und LeistungafähigkEd t von Unternehmungen und Betrieben, zu verlangen. 

Zur Auskunft· verpflichtet sind gewerbliche und landwirtschaftliche 

Uiternehmer sowie Verbände und Vereinigungen soloher Unternehmer, öffent­

li~rechtliohe Jrerpersohaften sowie Personen, die Gegenstände, über die 

Auskunft verlangt wird, in Gewahrsam habe·n tider gehabt haben oder auf 

Liefe~ng soloher Gegenstände Anspruoh haben, Die Auskunftspflicht wird 

duroh die weiteren Pflichten ergänzt, Einsicht in ,Geschäftsbriefe usw. 

ZU gewähren, Betriebsbesiohtigungen zu dulden und - wenn dies angeordnet 

wird - Lagerbüoher zu führen. Die von den· zuständigen Stellen Beauftra6-

ten stehen unter Versohwiegenheitspflioht. 

Es muß wohl bezweifelt werden, daß in einem demokratisohen Lande 

e1ne derart uferlQse behördliohe Beschränkung der persönlichen Freiheit 

notwendig und zweokdienlioh ist. 
I 

Die gefertigten Abgeordneten riohten dah~r an den Herrn Bundesminister 

für Inneres die 

A n fra g e. 

Ist de1j\ Herr :Bundesminister bereit, di e Verordnung über die Auskunfts­

pflioht vom 13. Juli 1923, DRG:Bl.I, S$723!' aufzuheben? 
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